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gen werden, den Lebenskelch bis auf
den bittersten Rest zu leeren. Jedem

Menschen steht das Recht zu, ein zu

einem Unwert und zur Qual gewordenes

Leben, um das er nicht gebeten

hat, bewusst und freiwillig zu
beenden. Wenn man dieses Recht

einem todunglücklichen, möglicherweise

völlig hilflosen Menschen
abspricht, macht man sich eines grossen

Unrechts schuldig.
Gegen dieses Selbstbestimmungsrecht

sind nie überzeugende Argumente

vorgebracht worden. Zur
Hauptsache sind es drei «Gründe»,
die gegen dieses Recht angeführt
werden, nämlich:

1. Das theologische Argument.
Es soll nicht dem Träger, sondern
ausschliesslich dem Schöpferdes
Lebens zustehen, über das Leben zu

verfügen, so dass daher Selbsttötung
beziehungsweise aktive Sterbehilfe

gegen das göttliche Gesetz
Verstösse.

2. Das politisch-philosophische
Argument.

Das persönliche Leben soll auf einer
ungeschriebenen Ubereinkunft mit
der Gesellschaft («contrat social»)
beruhen, einem «Vertrag» mit Rechten

und Pflichten, der vom Individuum

nicht einseitig gebrochen werden

dürfe. (Dies ist eine Auffassung,
die zusammen mit dem vorerwähnten

theologischen Argument von
Thomas von Aquin vertreten wurde.)
Selbsttötung und aktive Sterbehilfe
gelten demnach als Verstösse gegen
die Gesellschaft.
3. Das metaphysische Prinzip der
Heiligkeit alles menschlichen
Lebens.

Menschliches Leben im biologischen
Sinn wird hierbei höher bewertet als
die Person, die Träger dieses Lebens
ist. Aus dieser Annahme wird dann
die Folgerung gezogen, dass die
menschliche Person nicht selbstherrlich

über ihr eigenes Leben verfügen
dürfe, weil dieses Leben auch seinem
Träger als ne/7/ggelten soll. Selbsttötung

sei daher ein Verstoss gegen
das Leben.
Bei diesen drei Argumentationsweisen

handelt es sich um reine
Glaubenssätze. Es mangelt ihnen an einer
rational überzeugenden Begründung.

1. Die Voraussetzung eines göttli¬

chen Gesetzes gehört nicht in eine
öffentlich-rechtliche und sozialethische

Diskussion. In einer solchen
Diskussion geht es um die Frage,
was in einem pluralistisch-demokra-
tischen Rechtsstaat rechtlich und
moralisch annehmbar ist, nicht darum,
was für irgendeine Kategorie von
Gläubigen aus religiösen oder
moraltheologischen Gründen erlaubt
oder verboten sein soll. Das von
religiöser Seite behauptete «göttliche
Gesetz», das nur innerhalb einer
Glaubensüberzeugung gelten kann,
ist gesellschaftlich nur als menschliche

Meinung gegeben und kann in

der öffentlichen Diskussion nur als
solche betrachtet werden.
Glaubensmeinungen sind Privatsache; sie
haben keinen Anspruch auf Geltung
für Andersdenkende. Wenn Gläubige

den Geltungsanspruch ihrer
Gebote und Verbote auf Andersdenkende

ausdehnen wollen, ist das
nicht nur Intoleranz, sondern ein
Versuch zur Wiederherstellung
gottesstaatlicher Verhältnisse. Leider
geschieht es immer wieder, dass von
Glaubensgemeinschaften und ihren
Bannerträgern in der Politik gar kein
vernünftiger Dialog angestrebt,
sondern Machtpolitik mittels ideologischer

Manipulation betrieben wird,
die sich nur allzuoft auf die Gesetzgebung

auswirkt.
2. Die Anwendung der Theorie des
«contrat social» auf die aktive
Lebensverkürzung oder -beendigung
beruht auf falschen beziehungsweise

leeren Voraussetzungen: Vom
unfreiwillig ins Leben geworfenen
Menschen wird gleichsam vorausgesetzt,

dass er bewusst und
selbstbestimmend einen «Vertrag» mit der
Gesellschaft eingegangen sei; dann

Am 13. April 1986 findet in Sion/
Sitten die

Delegiertenversammlung
der FVS

statt. Wir bitten die Ortsgruppen,
rechtzeitig die Delegierten zu
wählen und dem Zentralpräsidenten

(Dr. Walter Baumgartner,
Case postale 7, 1806 St-Legier)
mitzuteilen.

Der Zentralvorstand

versieht man diesen Kontrakt mit
allerhand Rechten und Pflichten, und
schliesslich schmuggelt man eine Art
absoluter Lebenspflicht in dieses
fiktive Engagement hinein. Der
Missbrauch, der hier vom Vertragsbegriff
gemacht wird, ist offensichtlich. Die
Gesellschaft, ein abstrakter Begriff,
wird in seiner formalen Allgemeinheit

und Leerheit zu einem Vertragspartner

umgezaubert, wie auch
Geburt und Aufwachsen des Einzelnen

zur Unterschrift unter einen inhaltlich
konkret ausgefüllten Vertrag
umphantasiert werden. Der Gedanke,
dass das Individuum, welches ein
Sterberecht beansprucht, den Vertrag

einer bedingungslosen Lebenspflicht

einseitig breche, kann nur
einem autoritären Staatskollektivismus

entspringen.

3. Der Gedanke, dass die Ehrfurcht

vor dem Leben höher zu bewerten sei
als die Ehrfurcht vor der menschlichen

Person, wurzelt in einem Denken,

das unschwer als absurd
entlarvt werden kann. Völlig
entpersonalisiertes Leben (man denke etwa
an den Fall der Karen Quinlan, die
jahrelang als vegetierendes Häufchen

Fleisch am Leben erhalten
wurde) kann vom Standpunkt der
Ethik aus nur als wertneutral
betrachtet werden. Wenn man den
Grundsatz der Ehrfurcht vor der
menschlichen Person der abstrakten
Ehrfurcht vor dem Leben, dessen

Träger sie ist, unterordnet, öffnet
man die Tür für allerlei Formen der
Menschenverachtung im Namen
einer moralischen Abstraktion.

Zusammenfassung: Wer dem Individuum

das Selbstbestimmungsrecht in

bezug auf dessen Lebensende
abspricht oder die Ausübung dieses
Rechtes behindert, lässt sich einen
autoritäten Machtmissbrauch
zuschulden kommen, der nicht dem
Menschen als Person, sondern einzig
und allein autoritären Machtinstitutionen

dient. Und er tut das im

Namen von geheiligten theologischen,
metaphysischen oder politisch-philosophischen

Prinzipien, die eine
Praxis verhüllen sollen, bei der die
Rechte und die Würde der menschlichen

Person gnadenlos erstickt werden.

Prof. Dr. Hugo van den Enden
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